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                                                                                        Frankfurt,  1. Mai 2025 
 

 
 
‚Sexkaufverbot‘ in Deutschland chancenlos: 
 

Prostitutionsgegner ausgebremst! 
 
Als einzige Parteien forderten CDU und CSU im Deutschen Bundestag ein so genanntes 
„Sexkaufverbot“. Mit dieser unsäglichen Forderung sind die C-Parteien jetzt 
abgeschmiert. Im Koalitionsvertrag der zukünftigen CDU/CSU/SPD-Bundesregierung 
findet sich dazu kein einziges Wort mehr. Gut für die Rechte von Sexarbeiter*innen! 
 
 
Über Jahre hinweg haben sich Doña Carmen e.V. und andere Sexarbeits-Verbände hierzu-
lande für die Beibehaltung der Legalität von Sexarbeit und deren Entkriminalisierung 
eingesetzt. Dagegen favorisierte die CDU/CSU ein extrem repressives Konzept. Es sah vor: 
 

 

 ● ein Verbot der Nachfrage und des Kaufs sexueller Dienstleistungen („Freierstrafbarkeit“), 
 

 ● ein Verbot des Betriebs von Prostitutionsstätten (Bordelle, Laufhäuser, Wohnwagen), 
 

 ● ein Verbot der Vermietung von Wohnungen zum Zweck der Prostitution, 
 

 ● ein Verbot, einen eigenen Nutzen aus der Prostitution anderer zu ziehen. 
 

 

Damit nicht genug: Man forderte zudem die „Bildung spezialisierter Polizeieinheiten“ sowie die 
regelmäßige Kontrolle „einschlägiger Plattformen im Netz“ und „prostitutionsanfälliger Orte“ – 
so als ob Prostitution eine ansteckende Krankheit wäre. (Drs. 20/10384) 
 
 

Das auch für Sexarbeiter*innen geltende Grundrecht auf freie Berufsausübung (Art.12 GG) 
interessierte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion einen Dreck. Ihre Pläne wären für Sex-
arbeiter*innen ein Ticket in den Untergrund, in die Illegalität. Das ist der Grund, warum sich 
namhafte Verbände und Organisationen der Zivilgesellschaft hierzulande ausdrücklich gegen 
ein ‚Sexkaufverbot‘ aussprechen. Dazu zählen  
 

 ● Amnesty International 
 ● Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 
 ● Bundesfrauenrat der Gewerkschaft ver.di  
 ● Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter (bufaS) e. V. 
 ● Deutsche Aidshilfe 
 ● Deutsche STI-Gesellschaft (DSTIG) 
 ● Deutscher Städtetag 
 ● Deutscher Frauenrat 
 ● Deutscher Juristinnenbund 
 ● Deutsches Institut für Menschenrechte e.V. 
 ● Diakonie Deutschland - Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. 
 ● Dortmunder Mitternachtsmission e.V. 
 ● Evangelische Frauenhilfe in Westfalen e.V. 
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 ● Gewerkschaft der Polizei 
 ● Gesellschaft für Sexarbeits- und Prostitutionsforschung e. V. 
 ● LSVD⁺ – Verband Queere Vielfalt 
 ● Sozialdienst katholischer Frauen Gesamtverein e. V. 

 

Und wie denkt die Bevölkerung in Deutschland?  
 

 

Laut einer im Juni 2024 veröffentlichten Studie ergab eine repräsentative Online-Befragung 
unter Leitung von Prof. Nicola Döring (TU Ilmenau) für Deutschland, dass sich 82 % der 
Befragten für eine Legalisierung bzw. Dekriminalisierung von Prostitution aussprachen. 
 

(vgl. Nicola Döring et. al., Welches Modell der Prostitutionsregulierung präferiert die Bevölkerung in         
Deutschland? Ergebnisse einer bundesweiten Online-Befragung, Neue Kriminalpolitik, 36 (2), 2024) 
 

Fake News im Koalitionsvertrag 
 

Vor diesem Hintergrund geht es in Ordnung, dass die neue Bundesregierung auf Pläne für ein 
‚Sexkaufverbot‘ verzichtet. Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD heißt es dazu 
lediglich: 
 
 

 „Prostituiertenschutzgesetz  
 Deutschland ist zu einer Drehscheibe beim Menschenhandel geworden.  
 Die Opfer sind  fast ausnahmslos Frauen. Im Lichte der Evaluationsergebnisse zum 
 Prostituiertenschutzgesetz werden wir mit Unterstützung einer unabhängigen Experten-
 Kommission bei Bedarf nachbessern.“ (S. 103) 
 
 

Die Behauptung, Deutschland sei in Bezug auf Prostitution eine „Drehscheibe des Menschen-
handels“ ist jedoch eine an den Haaren herbeigezogene, bewusste Verdrehung der 
Tatsachen:    

 
● ZENIT LÄNGST ÜBERSCHRITTEN: Der Höhepunkt des sog. „Menschenhandels“ in die  
   Prostitution war 1997, vor 27 Jahren! Seitdem ist die Entwicklung rückläufig. 
 
 

● GERINGE ZAHL GESCHÄDIGTER: Pro Jahr zuletzt (2017 - 2024) lediglich 210 polizeilich 
   registrierte Opfer von Menschenhandel pro Jahr. Bei 90.000 Sexarbeiter*innen hierzulande  
   sind mithin nur 0,2 % von ihnen mutmaßlich von „Menschenhandel“ betroffen, nur 0,02 %  
   von ihnen sind gerichtlich bestätigte Opfer. Ein Betrag im Promillebereich! 
 
 

● KAUM VERURTEILUNGEN: In den letzten 7 Jahren wurden lediglich 6 % aller  
   Tatverdächtigen wegen Menschenhandels verurteilt. D.h. im Schnitt 13 Verurteilungen pro  
   Jahr in ganz Deutschland! Auf 6,4 Millionen Einwohner*innen hierzulande kommt damit nur   
   1 einzige Verurteilung wegen „Menschenhandels“ in die Prostitution. Zuletzt gab es 2023  
   gerade einmal 2 Verurteilungen zu Menschenhandel“ .  
 

Die auf der gegenüber liegenden Seite dokumentierte Entwicklung des so genannten 
„Menschenhandels“ in die Prostitution basiert auf Angaben der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(BKA) sowie auf Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamts in Wiesbaden. 
 
Wer wie CDU/CSU und SPD wider besseres Wissen im Koalitionsvertrag gleichwohl 
behauptet, Deutschland sei mit Blick auf Prostitution zur „Drehscheibe des Menschen-
handels“ geworden, der sagt die Unwahrheit und führt die Öffentlichkeit gezielt hinters 
Licht. Doña Carmen e.V. verurteilt die Verbreitung derartiger Fake News.  
 
Sie lassen darauf schließen, dass es die Koalitionsparteien CDU/CSU und SPD nicht um eine 
sachliche, faktengestützte Debatte geht, sondern dass – wenn schon kein das Sexkauf-verbot 
– , dann wenigstens eine völlig unnötige weitere Verschärfung der bestehenden 
diskriminierenden rechtlichen Sonderbehandlung von Prostitution zu erwarten ist. 
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Deutschland eine „Drehscheibe des Menschenhandels“? – Was für ein Quatsch! 
 

 

52 Jahre strafrechtliche Verfolgung von „Menschenhandel“  
in der Bundesrepublik Deutschland (in den Bereich Prostitution) 

 

 

Nr. 
 

Jahr 
 

StGB-Paragrafen 
Geschädigte 

(mutmaßliche „Opfer“) 

 

Verurteilte 

01 1973  
 
 
 
 
 

§ 181 StGB 
„Menschenhandel“ 

- - 

02 1974 - - 

03 1975 - 16 

04 1976 - 24 

05 1977 - 14 

06 1978 102 25 

07 1979 93 17 

08 1980 157 28 

09 1981 151 27 

10 1982 211 18 

11 1983 - 28 

12 1984 172 40 

13 1985 202 32 

14 1986 174 24 

15 1987 183 30 

16 1988 262 30 

17 1989 160 22 

18 1990 210 20 

19 1991 174 23 

20 1992 215 28 

Geschädigte im Schnitt pro Jahr (1978 - 1992): 176 Im Schnitt: 25     

21 1993  
 
 

§ 180b StGB 
„Menschenhandel“ 

 

+ 
 

§ 181 StGB 
„Schwerer Menschenhandel“ 

617 47 

22 1994 938 80 

23 1995 1.196 120 

24 1996 1.473 153 

25 1997 1.425 147 

26 1998 1.282 164 

27 1999 831 133 

28 2000 1.197 148 

29 2001 923 151 

30 2002 988 159 

31 2003 1.118 152 

32 2004 1.074 141 

33 2005 731 136 

Geschädigte im Schnitt pro Jahr (1993 - 2005): 1.061 Im Schnitt: 133     

34 2006  

§ 232 StGB 
„Menschenhandel zum 

Zweck sexueller 
Ausbeutung“ 

+ 
§ 233a StGB 

„Förderung des 
Menschenhandels“ 

867 139 

35 2007 859 123 

36 2008 810 139 

37 2009 1.030 138 

38 2010 803 118 

39 2011 792 117 

40 2012 673 118 

41 2013 580 79 

42 2014 551 82 

43 2015 586 73 

44 2016 581 60 

Geschädigte im Schnitt pro Jahr (2006 - 2016): 739 Im Schnitt: 108     

45 2017  

 
§ 232 Abs.1a StGB 
„Menschenhandel“ 
(in die Prostitution) 

247 13 

46 2018 301 17 

47 2019 294 15 

48 2020 201 20 

49 2021 126 15 

50 2022 165 12 

51 2023 170 2 

52 2024 179  

Geschädigte im Schnitt pro Jahr (2017 - 2024): 210 Im Schnitt: 13 
 

Quellen:  
 

BKA, Polizeiliche Kriminalstatistik, 1978 - 2024 
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks_node.html 
 

Statistisches Bundesamt, 1975 - 2023 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#_tahakmozq 

 

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks_node.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#_tahakmozq
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Schluss mit repressiver Toleranz – Für rechtliche Gleichbehandlung  
von Prostitution mit anderen beruflichen Betätigungen! 
 
Prostitution ist hierzulande legal. Das ist bekannt. Weit weniger bekannt ist die Tatsache, dass 
deren Ausübung nach wie vor an unzumutbare Bedingungen geknüpft, die diese Legalität in 
eine Karikatur verwandeln. Diese Bedingungen sind Ausdruck einer sachlich nicht gerecht-
fertigten Ungleichbehandlung, die für alle Betroffenen demütigend und unwürdig ist.  
 
Legal ist Prostitution für Sexarbeiter*innen hierzulande nur, wenn sie akzeptieren, 

  
 ● dass aufgrund von ‚Sperrgebieten‘ in 98 % aller Gemeinden Deutschlands, d. h. 
               auf 93 % der Fläche dieses Landes und in Orten, wo zwei Drittel der hiesigen  
               Bevölkerung leben, jegliche Prostitutionsausübung verboten ist; 
 

 ● einem prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrecht zu unterliegen, das nicht nur  
               Nötigung, Zwang und Gewalt gegenüber Sexarbeiter*innen, sondern auch  
               einvernehmliches Handeln unterhalb der Nötigungsschwelle unter Strafe stellt; 
 

 ● dass ihnen aus dem bloßen Grund einer Herkunft aus „prekären wirtschaftlichen  
               Verhältnissen“ infolge höchstrichterlicher Rechtsprechung die selbstbestimmte  
               Entscheidung, in der Prostitution zu arbeiten, jederzeit abgesprochen werden kann; 
 

 ● dass die bloße Inanspruchnahme von logistischer Unterstützung bzw. der Hilfe  
               Dritter – ohne dass Zwang und Gewalt im Spiel sein müssen – jederzeit als  
               ‚Zuhälterei‘, ‚Menschenhandel‘ oder ‚Zwangsprostitution‘ eingestuft werden kann    
               und sie sich damit jenseits der Legalität bewegen; 
 

 ● sich einer Zwangsregistrierung zu unterziehen, die es für Sexarbeiter*innen in  
                Deutschland zuletzt unter den Nazis gab (Frick-Heydrich-Erlass, 1939); 
 

 ● sich in regelmäßigen Abständen gesundheitlichen und ordnungsbehördlichen 
               Zwangsberatungen zu unterziehen, ohne die Sexarbeit für sie verboten ist; 
  

 ● einen ‚Hurenpass‘ mit sich zu führen, wie es ihn in Deutschland zuletzt unter den  
               Nazis gab (1933 in Essen unter NSDAP-Polizeipräsident und SS-Mann Karl Zach). 
 
 

Der nach wie vor diskriminierende und repressive Umgang des Staates mit Sexarbeit in 
der Prostitution ist für Doña Carmen e.V. inakzeptabel. Denn er widerspricht der grund-
gesetzlich garantierten Freiheit der Berufsausübung und ist ein Hohn auf die rechtliche 
Gleichbehandlung von Prostitution mit anderen Berufen. 
 
 

Doña Carmen e.V. fordert stattdessen 
 
 

► die vollständige Legalisierung von Prostitution auf Grundlage der  
     Abschaffung des diskriminierenden prostitutionsspezifischen Sonder- 
     Strafrechts! 
  

     Wie bei der Regelung des Schwangerschaftsabbruchs durch den § 218 StGB gilt auch  
      hier: Die Reglementierung der Prostitution gehört raus aus dem Strafrecht!  
    

► die Abschaffung des so genannten Prostituiertenschutzgesetzes in seiner  
     jetzigen Form – unter Einbeziehung der Organisationen, die für die Rechte  
     von Sexarbeiter*innen eintreten. 
 
 

 

 

Bitte spenden Sie für die Arbeit von Doña Carmen e.V.! 
 

Frankfurter Sparkasse  
IBAN: DE68 5005 0201 0000 4661 66  

BIC: HELADEF 1822 
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